
Arbeitsmarkt 

Frühjahrsaufschwung 
bleibt aus 

»Wer wie Rot-Grün in die- 
Sen Zeiten über Ausbil- 
dungsplatzabgabe, Erb- 
Schafts- und Vermögens- 
steuer fabuliert, der braucht 
s'ch über die Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt auch 
n,cht zu wundern", sagte 
^-DU-Generalsekretär Lau- 
eriz Meyer anlässlich der 

Veröffentlichung der Ar- 
beitslosenzahlen für den 
Monat März. 

Der allseits herbeige- 
sehnte Frühjahrsaufschwung 
finde nicht statt. Unterm 
Strich ist die Zahl der Er- 
werbstätigen im Vergleich 
zum Vorjahr um rund 
500.000 
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• zurückgegangen. Diese 
Zahl sei es, die letztlich zäh- 
le, so Meyer. Bei der Ar- 
beitslosigkeit hat zudem 
das Ost-Westgefälle weiter 
deutlich zugenommen. In 
Westdeutschland zählten 
die Arbeitsämter 2,871 Mil- 
lionen Arbeitslose. Die Quo- 
te liegt dort bei 8,7 Prozent. 
In Ostdeutschland waren 
1,676 Millionen Menschen 
ohne Arbeitsplatz. Die Quo- 
te beträgt dort 19,2 Prozent. 

Die Zahl der Arbeitsplät- 
ze nehme von Monat zu Mo- 
nat ab und die der Unterneh- 
menspleiten zu. Noch immer 
seien in Deutschland - offen 
und verdeckt - rund sieben 
Millionen Menschen ohne 
Arbeit. Den leichten Rück- 
gang der Arbeitslosenquote 
führte Meyer auf eine Ände- 
rung der Statistik zurück. 
„Mit allen möglichen Trick- 
sereien hat die rot-grüne 
Bundesregierung versucht, 
die offizielle Arbeitslosen- 
statistik zu schönen", so der 
Generalsekretär. Im vergan- 
genen Jahr habe Rot-Grün al- 
le Älteren aus der Statistik 
herausgenommen, in diesem 
Jahr alle, die sich in Trai- 
ningsmaßnahmen befinden. 

Die Arbeitslosenquote ist 
gegenüber dem Vorjahres- 
monat von 11,1 auf 10,9 Pro- 
zent gesunken. Nach Anga- 
ben der Bundesanstalt für 
Arbeit wären ohne den Sta- 
tistik-Effekt heute 62.200 
Menschen mehr ohne Job als 
im März 2003. Besonders 
dramatisch sei die Situation 
bei den gemeldeten offenen 

Stellen. Hier ging die Zahl 
von 415.000 auf 324.000 
zurück. „Die Bundesregie- 
rung kann es nicht", konsta- 
tierte Meyer. Es reiche jetzt 
nicht mehr zu reden, Han- 
deln sei gefragt. „Warum 
hört die Regierung nicht auf 
den Rat des eigenen Sach- 

verständigenrates?", fragte 
Meyer. Das A und O für ei- 
nen selbsttragenden Auf- 
schwung und mehr Arbeits- 

plätze im Osten seien eine 
punktgenauere Investitions- 
förderung, Bürokratieabbau 

und gesetzliche Öffnungs- 

klauseln. 
Deutschland brauche kei- 

ne halbherzige „Agenda 
2010", sondern ein wirkli- 
ches Umsteuern in Richtung 

weniger Bürokratie, wenige! 
Abgaben und mehr Wettbe- 

werb. 
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Arbeitsmarkt 

Zahlen veranschaulichen desolate Lage 
N'e zuvor hat die Last des 
ganzen Sozialstaates auf 
So wenigen Schultern ge- 
drückt wie im fünften Jahr 
°°t-Grün. Nie zuvor in der 

deutschen Nachkriegsge- 
schichte war der Anteil der 
Beschäftigten an der Ge- 
samtbevölkerung so nied- 
r'g wie im Frühjahr 2004. 

In den vergangenen 12 
Monaten sind in Deutsch- 
end rund 795.000 Jobs ver- 
achtet worden, davon 
520.000 sozialversiche- 
rungspflichtige Arbeitsplät- 
Ze- »Wer jetzt noch von Bes- 
Serung und Trendwende 
sPi"icht, sollte sich einer The- 
raPie unterziehen", rät Karl 
J°sef Laumann, Vorsitzender 
aer Fraktionsarbeitsgruppe 
Arbeit und Soziales. Die Bun- 

desagentur für Arbeit sei 
vermutlich der einzige Ort in 
Deutschland, an dem Vollbe- 
schäftigung herrsche. 

Jeden Monat 40.000 
Jobs weniger 

Den Rückgang der sozial- 
ersicherungspflichtigen Be- 

schäftigten sieht auch der 
stellvertretende Fraktions- 
v°rsitzende Friedrich Merz 
J8 Kernproblem. Wenn man 

le Entwicklung in einem 
zWeijahres-Zeitraum     be- 

trachte, seien heute 850.000 
Beitragszahler weniger er- 
werbstätig. Jetzt sind nur 
noch 26,5 Millionen Men- 
schen sozialversicherungs- 
pflichtig beschäftigt. „Jeden 
Monat gehen in Deutschland 
40.000 Arbeitsplätze verlo- 
ren", rechnet Merz vor. 

Der Vorsitzende der 
CDU-Mittelstandsvereini- 
gung, Peter Rauen, macht 
die dramatische Lage an an- 
deren Daten fest: „Um das 
ganze Ausmaß der Misere 
zu erkennen, reicht der Blick 
auf die ohnehin deprimie- 
rende    Arbeitslosenquote 

Arbeitslose im März 
Arbeitslosenquote* in % 

Durchschnitt 
Deutschland 10,9 

Ost 19,2 
West   8,7 Mecklenburg- 

Vorpommern 

19,6 
Branden- 
burg; 

"bezogen auf alle 
zivilen Erwerbs- 
personen 

Saarland 

dpa-Grafik 9329 Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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nicht. Wir müssen vielmehr 
die Entwicklung der tatsäch- 
lich geleisteten Arbeits- 
stunden betrachten." Die 
tatsächliche Unterbeschäfti- 
gung sei größer als die 
Nürnberger Quote vermu- 
ten lasse. Indikator für die 
Zugkraft oder eben An- 
triebsschwäche seien die 
tatsächlich geleisteten Ar- 
beitsstunden. Im ersten Jahr 
unter Schröder, 1999, lagen 
sie bei rund 47,682 Milliar- 
den Stunden. In 2003 waren 
es nur noch 46,441 Milliar- 
den Stunden. Das sind 1,241 
Milliarden Stunden weniger. 
„Umgerechnet bedeutet die- 

se Zahl knapp 912.000 Ar- 
beitsplätze, die Rot-Grün 
auf dem Gewissen hat", so 
der MIT-Vorsitzende. 

Höhere Kosten bei 
Arbeitslosenhilfe 

Die Lage am Arbeits- 
markt hat auch Konsequen- 
zen für den Bundeshaus- 
halt. Der CDU-Haushaltsex- 
perte Dietrich Austermann 
prognostiziert ein Haus- 
haltsloch von bis zu 6 Mrd. 
Euro, dass allein durch den 
Anstieg der Arbeitslosigkeit 
hervorgerufen werde. 

Clement werde bei der 
Bundesanstalt für Arbeit 
mindestens zwei Mrd. Euro 
nachlegen müssen. Außer- 
dem würden in diesem Jahr 
die Kosten der Arbeitslosen- 

hilfe erneut besonders zu 
Buche schlagen. Hier drohen 
dem Bundeswirtschaftsmini- 
ster drei bis vier Mrd. Euro 
Mehrausgaben, denn die Ar- 
beitslosenhilfe steige wei- 
terhin dramatisch. „Im Ver- 
gleich zum Vorjahresmonat 
hat sie im März um über 700 

Mio. Euro zugelegt - ein Zei- 
chen dafür, dass die Lang- 
zeitarbeitslosigkeit rasant 

wächst" so Austermann. 

Fünfeinhalbjahre Rot-Grün - Za 

Arbeitslose (Mio.) 

hlen und Fakten 

1998 2004 (März 2004) 

3,89 4,54 

Zahl der Erwerbstätigen steigend sinkend 

(- 795.000 im Vgl. zum Vorjahr) 

Abgeschlossene 636.000 564.500 
Ausbildungsverträge 

Investitionen des Bundes 29,2 24,6 (-4,6) 
(Mrd. €) 

Investitionsquote (vH) 12,5 9,6 

Wachstum (vH) 2,0 -0,1(2003) 

Investitionen des Bundes in 2,65 2,18 
Forschung und Bildung (Mrd. €) 

Firmen-Pleiten 

Quelle: CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

27.800 rd. 40.00 

CDU U12/04.1 
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Volker  Kauder: 

Deutschland braucht weiterhin Reformen 

Die Menschen in Deutsch- 
end wissen, dass wir auf 
dem Reformweg weiterge- 
hen müssen, um wieder 
wettbewerbsfähiger zu wer- 
den und die Abstiegsplätze 
'n den europäischen Tabel- 
'en zur Wirtschaftslage zu 
Erlassen. Wir haben jetzt 
einen Zeitraum von drei 
Jahren mit wirtschaftlicher 
^agnation. Dies können wir 
nur ändern, wenn wir keine 
°enkverbote ausgeben und 
nicht wie die Bundesregie- 
rung den Rest der Legisla- 

turperiode nur noch verwal- 
ten wollen. Die Bereitschaft 
2um Anpacken ist bei den 
Menschen in Deutschland 
v°rhanden. Es gibt keine 
Entschuldigung für die Poli- 
tik, jetzt nicht alle Chancen 
2u nutzen, die die verbes- 
serten weltwirtschaftlichen 
"ahmenbedingungen bieten 
könnten. 

Ein Aufschwung für 
•Deutschlands Wirtschaft 
*ann nur gelingen, wenn in 
den kommenden Monaten 
b's zum Sommer die Wei- 
sen in allen Politikfeldern 
auf Wachstum umgestellt 
werden. Dazu sollten erste 
Schritte für eine kurzfristi- 

ge Entlastung und weitere 
Schritte für einen nachhalti- 
gen Aufschwung unternom- 

men werden. 

Als Sofortmaßnahme bie- 
tet sich zunächst eine große 
und grundlegende Neuord- 
nung und Vereinfachung des 
Einkommensteuerrechts an, 
die sofort in einer ersten Stu- 
fe mit einem Entlastungsvo- 
lumen von rund 10,5 Mrd. Eu- 
ro greifen würde. Der steu- 
erpolitische Stillstand der 

Bundesregierung führt zwei- 
felsfrei weder zu Wachstum, 
noch zur Ankurbelung von 
Konsumeffekten, noch zu 
einem Investitionsschub in 
Deutschland. Deshalb sollte 
sich die Bundesregierung in 
den nächsten Tagen und 
Wochen dem Angebot der 

Union anschließen, über ei- 
nen gemeinsamen Gesetz- 

entwurf zu reden. 
Das gesamte Hartz-Kon- 

zept der Bundesregierung 
ist nahezu völlig geschei- 
tert. Wir brauchen in 
Deutschland ein Arbeits- 
recht, das die zentralen Kri- 
terien der Beschäftigungs- 
förderung, der Flexibilität, 
der Transparenz und der 
Gerechtigkeit erfüllt. In die- 
sem Sinne haben wir einen 
Antrag im Deutschen Bun- 
destag eingebracht, der die 
Grundlage für ein entspre- 
chendes Sofortgesetz bil- 
det. Die Schwerpunkte sind: 
• weniger Bürokratie für 

die Betriebe, 
• betriebliche Bündnisse 
für Arbeit, 
i ein moderner Kündi- 

gungsschutz und weniger 
Regulierung bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen, 

Ausnahmen beim Ar- 
beitszeitrecht, beim Arbeits- 
stättenrecht und beim Ver- 
waltungsaufwand für Lohn- 
steuer und Sozialversiche- 

rung, 
• Straffung der Instrumen- 
te der aktiven Arbeitsmarkt- 

politik, 
• eine echte Umstrukturie- 
rung der Bundesagentur für 

Arbeit und 
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stufenweise Senkung der 
Beiträge zur Arbeitslosen- 
versicherung auf 5 %. 

Darüber hinaus muss in 
der Energiepolitik die Wett- 
bewerbssituation Deutsch- 
lands weitaus mehr berück- 
sichtigt werden, als das bis- 
her der Fall war. Die Um- 
setzung entsprechender eu- 
ropäischer Vorgaben und 
Richtlinien wirkt sich auf 
die Standortbedingungen 
in Deutschland meist viel 
nachhaltiger und beein- 
trächtigender aus, als dies 
in anderen Mitgliedsstaaten 
der Fall ist. Wir sind daher 
sehr wohl für eine Einhal- 
tung der vereinbarten Kli- 
maschutzziele, aber nur 
wenn das Instrumentarium 
dafür grundlegend geändert 
und neu gefasst wird. Das 
EEG sollte daher bis zum 
Jahr 2007 befristet werden 
und die Anschlussregelung 
zusammen mit dem Emissi- 
onshandel und der Öko- 
steuer in ein Gesamtkon- 
zept einfließen. Der gerade 
verabschiedete Handel mit 
Treibhausgasen darf keines- 
falls zu Wettbewerbsnach- 
teilen der deutschen Wirt- 
schaft führen, die bisher auf 
freiwilliger Basis erhebliche 
Vorleistung zum Umwelt- 
schutz erbracht hat. 

Schließlich gilt es, die 
Bildungspolitik zu optimie- 
ren: Konkret ist das Berufs- 
bildungsgesetz zur Verbes- 

serung der Qualität der be- 
ruflichen Bildung und zur 
Steigerung der Ausbildungs- 
leistung in den Unterneh- 
men ist zu erneuern und ein 
sofortiger Stopp der Ausbil- 
dungsabgabe notwendig. 
Notfalls wird die CDU/CSU 
im Bundesrat dieses Gesetz 
verhindern. Daneben bedarf 
es einer Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes, 
insbesondere mit einer Auf- 
hebung des Verbotes für 
Studiengebühren und einer 
Stärkung des Auswahlrechts 
der Hochschulen für ihre 
Studenten. 

Förderung durch 
Wachstums- 

programm Ost 

Die neuen Bundesländer 
bedürfen weiter einer beson- 
deren Förderung durch ein 
Wachstumsprogramm Ost: 
• Verlängerung  des  Ver- 
kehrswegeplanungsbe- 
schleunigungsgesetzes und 
Ausweitung auf das gesam- 

te Bundesgebiet, 
größere Flexibilität durch 

Öffnungsklauseln bei ge- 
setzlichen Standards, damit 
zumindest zeitlich begrenzt 
von Bundesgesetzen abge- 
wichen werden kann, 

Anpassung der Arbeits- 
markt- und Tarifpolitik an 
die Bedingungen vor Ort, 
• gezielte   Verbesserung 

der Infrastruktur und der 
Stadtsanierung und ein in- 
vestitionsfreundliches Pla- 
nungsrecht, 

Stärkung des Wissen- 
schafts- und Forschungs- 
standort Neue Länder, 

gezielte Förderung von 
Existenzgründern und Un- 
ternehmensansiedlungen. 

III. 

In einem zweiten Maß- 
nahmenpaket mit langfristi- 
ger Wirkung, muss die For- 
schungsförderung intensi- 
viert und die Technolo- 
giefreundlichkeit erhöht 
werden, um die Innovati- 

onskraft der Wirtschaft zu 
stärken. Deutschland braucht 
mehr Chancendiskussion und 
weniger Risikodiskussion. 

Dafür sind die Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung 
in Deutschland bis zum Jahr 
2010 auf 3 Prozent des 

Bruttoinlandsproduktes an- 
zuheben. Zudem brauchen 
wir mehr Wettbewerb und 
Innovation in der Telekom- 
munikation. Dies muss im 
soeben verabschiedeten Te- 
lekommunikationsgesetz 

dringend verändert werden- 
Schließlich sind die Weiter- 
entwicklung der Biotechno- 
logie und der Einsatz der 
Grünen Gentechnik in der 
Landwirtschaft deutlich zu 
forcieren. 
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Eine Strukturreform 
haucht Deutschland unbe- 
dingt, was die politischen 

Entscheidungswege angeht. 
Hier brauchen wir schnelle- 
re. effizientere und vor al- 
'em bürgernahe Entschei- 

dungswege. Dazu muss 
uie Föderalismusreform zu 
mehr Transparenz, zu kla- 
reren Zuständigkeiten und 
2u einem fairen Interessen- 
ausgleich zwischen den Re- 
gionen und den staatlichen 
Ebenen führen. Das Ergeb- 
n|s muss eindeutig eine 
Effizienzverbesserung der 
tätlichen Handlungsfäh- 
igkeit sein. 

Im Niedriglohnsektor 
muss der Bereich einfacher 
Tätigkeiten und unterer 
Lohngruppen reaktiviert wer- 

den. Dazu bedarf es einer 
Zusammenlegung von Ar- 
beitslosenhilfe und Sozial- 
hilfe in einer besseren Form, 
als dies die Bundesregie- 
rung derzeit vorhat, und ei- 
nes umfassenden Umbaus 
der Transfersysteme für 
Langzeitarbeitslose, verbun- 
den mit einer intensiven 
und flächendeckenden Wie- 
dereingliederung der Lang- 
zeitarbeitslosen in den er- 
sten Arbeitsmarkt. 

Nach dem 2003 geschei- 
terten Projekt der Bundes- 
regierung, die Kommunalfi- 
nanzen neu zu ordnen, 
benötigen wir einen Neu- 

start für die Kommunalfi- 
nanzen, der auch langfristig 
zu stabilen und verlässli- 
chen Einnahmen der Kom- 

munen führt, einen Ersatz 
für die abzuschaffende Ge- 
werbesteuer bietet und den 
Kommunen Spielräume bei 
den Ausgaben und Investi- 
tionen verschafft. 

Schließlich braucht Deutsch- 
land als Königsprojekt eine 
große Steuerreform im Sin- 
ne einer Steuerstrukturre- 
form, mit einer grundlegen- 
den Vereinfachung und 
Senkung der Steuerlast. Die 
Erbschaftsteuer muss be- 
triebs- und investitions- 
freundlich reformiert, die 
Vermögensteuer gesetzlich 
aufgehoben werden. 

Volker Kauder ist ers- 
ter parlamentarischer Ge- 

schäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

ZUM 50. GEBURTSTAG VON ECKHARDT REHBERG 

"e CDU-Bundesvorsit- 

zende Angela Merkel hat 
die politische Leistung 
des CDU-Vorsitzenden in 
Mecklenburg-Vorpommern, 

Eckhardt Rehberg, ge- 
würdigt. 

Das Schicksal des Lan- 
des sei untrennbar mit 
Rehbergs Wirken im 
Schweriner Landtag ver- 
bunden. „Und in der CDU 
bat Eckhardt Rehberg stets 
das Wort für den Osten ge- 

führt", hob Merkel bei ei- 
nem Empfang zum 50. Ge- 
burtstag Rehbergs vor et- 

wa 300 Gästen im Schweri- 
ner Theater hervor. 

Angela Merkel erinnerte 
an ein Positionspapier, mit 
dem Rehberg 1996 eine in- 
nerparteiliche Wertedebat- 
te unter  Berücksichtigung 

der Erfahrungen aus den 
Wendeumbrüchen im 
Osten gefordert hatte. In 
ihrer Laudatio machte An- 
gela Merkel zudem deut- 
lich: „Eine Einigung mit Eck- 
hardt Rehberg zu finden, ist 
nicht immer einfach. Aber 
wenn sie dann da ist, hat er 
immer Wort gehalten." 

ist 

seit 1990 Fraktionsvorsit- 
zender der CDU im Schweri- 
ner Landtag. Seit 2001 ist 
Rehberg Vorsitzender des 
CDU-Landesverbandes 
Mecklenburg-Vorpommern. 
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BAC DJ-Kongress in Karlsruhe 
Unter dem Titel „Deutsch- 
lands Zukunft im europä- 
ischen Rechtsraum" fand 
am 19. und 20. März der 
rechtspolitische Kongress 
des Bundesarbeitskreises 
Christlich-Demokratischer 
Juristen (BACDJ) in Karls- 

ruhe statt. 
Knapp 250 Teilnehmer, 

vorwiegend aus den juristi- 
schen Berufen, kamen zu 
dem zweitägigen Kongress. 
Insbesondere Anwälte nutz- 
ten die Chance, sich über 
praktische Themen, wie den 
europäischen Haftbefehl, 
zu informieren. 

Der Vorsitzende des 
BACDJ, Norbert Röttgen, 
betonte zum Auftakt, dass 
angesichts der zur Zeit lau- 
fenden europäischen Ver- 
fassungsgebung und der be- 
vorstehenden EU-Osterwei- 
terung mit allen ihren Fol- 
gen ein umfassender Blick 
auf Europa aus dem rechtli- 
chen Blickwinkel dringend 
geboten sei. Zum Beginn 
des Kongresses kommen- 
tierte Hans-Jürgen Papier, 
Präsident des Bundesver- 
fassungsgerichts, unter der 
Überschrift „Grundgesetz 
und europäische Integrati- 
on" die EU-Verfassungsge- 
bung aus Sicht der deut- 
schen Verfassungsgerichts- 
barkeit.  Barbara  Richstein, 

Ministerin der Justiz und für 
europäische Angelegenhei- 
ten des Landes Branden- 
burg, ging auf die konkreten 
Veränderungen ein, die sich 
durch die EU-Osterweite- 
rung für die Anrainer-Län- 
der wie Brandenburg erge- 
ben. 

Der zweite Tag war mit 
vier Foren ganz den juristi- 
schen Fachthemen gewid- 
met. Unter dem Titel „Wie 
lange ist Solange - haben 
die deutschen Grundrechte 
eine Zukunft?" diskutierten 
Bundesminister a.D. Rupert 
Scholz und Justizministerin 

Richstein die Grundrechts- 
problematik der EU-Verfas- 
sung. Heribert Hirte von der 
Uni Hamburg, und Hans- 
Jürgen Hellwig, Präsident 

des Rates der Anwaltschaft 
in der Europäischen Ge- 
meinschaft (CCBE) disku- 
tierten die Frage „Mindest- 
kapital, Minderheiten- 
schutz, Mitbestimmung - 
feindliche Übernahme des 
deutschen Gesellschafts- 
rechts durch das Europa- 
recht?". 

„Europäische Zivilrechts- 
harmonisierung - Ende der 

nationalen Selbstbestim- 
mung?" war die Frage, die 
Rechtsanwalt Andreas Diet- 
zel, Syndikus der Siemens 
AG, und Hans Schulte-Nöl- 

ke von der Uni Bielefeld 
erörterten. 

Unter der provokativen 

Frage „Justizielle Zusam- 
menarbeit im Strafrecht - 
Verbrecherjagd auf europä- 
isch?" diskutierten der Thü- 
ringische Generalstaatsan- 
walt Winfried Schubert und 
Generalstaatsanwalt Dato 
Steenhuis aus den Nieder- 
landen über den Europäi- 
schen Haftbefehl und die 
Schaffung eines Europäi- 
schen Staatsanwalts. 

Nach einer Mittagspause 

rief Ministerpräsident Chris- 
tian Wulff mit Blick auf die 
Türkei-Debatte dazu auf, 
Europa nicht überzustra- 
pazieren. Die EU brauche 

nach der Osterweiterung im 
Mai erst einmal eine „Ver- 
schnaufpause". 

Im abschließenden Podi- 
umsgespräch waren sich der 

CDU-Spitzenkandidat für 
die Europawahl, Hans-Gert 
Pöttering, und der britische 

Botschafter in Berlin, Sir Pe- 
ter Tory, darüber einig, dass 
die europäische Verfassung 
kommen und die Integrati- 

on weiterschreiten werde. 

Weitere Informationen 
zum BACDJ-Kongress 
-» www.bacdj.de 
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Aus den Ländern 

Bürokratieabbau in der Modellregion 
Experimentierklauseln, Öff- 
nungsklauseln, Sonderwirt- 
schaftszonen - die Diskus- 
sion um Ausnahmen von der 

lähmenden Bürokratie ge- 
winnt in Deutschland an 
pahrt. 

Hintergrund sind die Be- 
schwerden von deutschen 
Unternehmen über erhebli- 
che Wettbewerbsnachtei- 
le- Und die Zahlen geben den 
Unternehmen Recht: Wäh- 
rend eine Firmengründung in 

Dänemark im Schnitt drei Ta- 
Se dauert, wartet ein Exis- 
tenzgründer in Deutschland 
rund 42 Tage auf die notwen- 
digen Genehmigungen. 

Die CDU hatte bereits zu 
Beginn des Jahres den Büro- 
kratieabbau innerhalb des 
Projekts „Wachstum" zum 
Thema gemacht. Ein Denk- 
anstoß ist die Schaffung von 
s°genannten Modellregio- 
nen mit zeitlich begrenzten 

^usnahmeregelungen. 
Eine erste Modellregion 

gibt es bereits - allerdings 
nur auf Länderebene. Der 
nordrhein-westfälische Land- 
tag hat kürzlich fraktions- 
übergreifend ein Gesetz zum 
ßürokratieabbau in Ostwest- 
fa|en-Lippe (OWL) verab- 
redet. Der Regierungsbe- 
zirk Detmold ist jetzt Mo- 
dellregion. Für die zwei Mil- 
anen Einwohner sind über 

Michael ßrinkmeier 

einen Zeitraum von drei Jah- 
ren etwa ein Dutzend büro- 
kratischer Regeln außer Kraft 
gesetzt worden. Bewähren 
sich die Ausnahmen, erfolgt 
eine Umsetzung für ganz NRW. 

Als Mitglied des feder- 
führenden Wirtschaftsaus- 
schusses hat der Landtagsab- 
geordnete des Kreises Gü- 
tersloh, Michael Brinkmeier, 
den Prozess von Anfang an 
eng begleitet und unter- 
stützt. „Ob es um die Erleich- 
terung von Existenzgründun- 

gen aus den Hochschulen 
heraus oder um Vereinfa- 
chungen bei der Genehmi- 
gung von Gebietsentwick- 

lungsplänen geht - die An- 
sätze, die hier geschaffen 
wurden, sind innovativ, brin- 
gen Bewegung und einen 
Motivationsschub in die Re- 
gion", so Brinkmeier. Noch 
effektiver könnte die Modell- 
region   arbeiten,   wenn   es 

auch bei bundesrelevanten 
Vorschlägen Ausnahmerege- 
lungen geben könnte. „Doch 
leider zögert Wirtschaftsmi- 
nister Clement bei der Um- 
setzung der bundesrelevan- 

ten Vorschläge aus OWL. 
Ihm fehlt angeblich noch der 
verfassungskonforme Rah- 
men", so Brinkmeier. Dass 
der Wirtschaftsminister aus- 
gerechnet hier mauere, sei 
für die Menschen aus der Re- 
gion nicht nachvollziehbar. 

In der noch jungen Mo- 
dellregion OWL werden der- 
zeit weitere Vorschläge zum 
Bürokratieabbau gesammelt. 
Angesprochen sind alle Insti- 
tutionen, Vereine und Einzel- 
bürger, die sich über geringe- 
re gesetzliche Hürden Ge- 
danken machen sollen. „Wir 
in OWL werden die zusätzli- 
chen Freiheiten nützen und 
auf einen flächendeckenden 
Bürokratieabbau hinwirken", 
verspricht Brinkmeier. 

„Das Bürokratieabbauge- 
setz OWL ist ein erster klei- 
ner Schritt. Am besten wäre 
es, wenn die Regierungen in 
Berlin und Düsseldorf den 
Mut hätten, mehr Freiheiten 
für Bürger und Wirtschaft so- 
fort für das ganze Land ein- 
zuräumen." 

Michael Brinkmeier ist 
Mitglied im Wirtschaftsaus- 
schuss des Landtags NRW. 
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Fachgespräch 

Fachgespräche zur Nanobiotechnologie 
Bei einem ersten Fachge- 
spräch der CDU/CSU Bun- 
destagsfraktion mit Wis- 
senschaftlern auf dem Ge- 
biet der Nanobiotechnolo- 
gie ist es zu einem regen 
Gedankenaustausch ge- 
kommen. 

Helmut Heiderich, Spre- 
cher für Bio- und Gentech- 
nologie der CDU/ CSU-Bun- 
destagsfraktion, hatte dazu 
die führenden Experten 
Günter Fuhr, Jörg Kreuter, 
Frank Schröder-Oeynhausen 
und Andreas Jordan eingela- 
den. Übereinstimmend be- 
tonten die vier Experten, 
dass Deutschland im Bereich 
der Nanobiotechnologie ei- 
ne führende Rolle einnimmt. 
„Während in den USA noch 
über die möglichen Anwen- 

dungspotenziale dieser jun- 
gen Technologie diskutiert 
wird, findet in Deutschland 
schon konkrete Anwendung 
statt", so Andreas Jordan, 
Wissenschaftler der Berli- 

ner Charite. So könne die 
Lebenserwartung von Pati- 
enten mit unheilbaren Ge- 
hirntumoren durch die An- 
wendung von Nanopartikeln 

innerhalb der Magnet-Flüs- 
sigkeits-Hyperthermie, er- 
heblich gesteigert werden. 

Um die führende Position 
Deutschlands weiter zu ent- 
wickeln, sei eine bessere Zu- 
sammenarbeit zwischen Poli- 
tik und Wissenschaft unab- 
dingbar damit die Wissen- 
schaftsfelder mit Spitzen- 
potential frühzeitig erkannt 
werden  können, so Günter 

Fuhr, Leiter des Fraunhofer- 
instituts für Biomedizinische 

Technik in St. Ingbert. Weite- 
re Forderungen aus den Rei- 
hen der Wissenschaftler be- 
trafen die Verbesserung der 
Förderung von Ausgründun- 
gen und der Produktentwick- 
lung. Auch am Patentverwer- 

tungssystem seien Änderun- 
gen nötig. Das Potenzial ei- 
nes Patents sollte durch kom- 
petente Experten bewertet 
werden. „Das Fachgespräch 
hat beiden Seiten, der Politik 
und der Wissenschaft, nütz- 

liche Einblicke verschafft. 
Denn nur durch eine interdis- 
ziplinäre Zusammenarbeit 

kann das Potenzial der Nano- 
biotechnologie für Deutsch- 
land genutzt und ausgebaut 

werden", so Heiderich. 

CDU-ARBEITSKREIS ERARBEITET ENERGIEPROGRAMM 

Unter dem Vorsitz des 
CDU-Bundestagsabgeord- 
neten Joachim Pfeiffer hat 
sich kürzlich der Arbeits- 
kreis Energieprogramm 
konstituiert. Der Arbeits- 
kreis erarbeitet ein lang- 
fristig tragfähiges Ener- 
gieprogramm als Leitlinie 
für die zukünftige Gestal- 
tung der Energiepolitik 
der Union. 

„Energiepolitik ist Stand- 
ortpolitik! Mit einem kon- 
sistenten     Konzept     wird 

Deutschland wieder zu- 
kunftsfähig und hat die Vor- 
aussetzungen für Wachs- 
tum und Beschäftigung", so 
der Arbeitskreisvorsitzende 
Joachim Pfeiffer. „Wirt- 
schaftlichkeit, Versorgungs- 
sicherheit und Umweltver- 
träglichkeit sind gleichrangi- 
ge Ziele einer nachhaltigen 
Energiepolitik aus einem 
Guss. Es gilt, den Energie- 
produktionsstandort 
Deutschland langfristig zu 
sichern und einen breit ge- 

fächerten Energieträgermix 
aufrecht zu erhalten." 

Anreize für Energieein- 
sparung und Energieeffi- 
zienz, Zukunftsoffenheit 
und Innovationen sind für 
die Union zwingende Vor- 
aussetzungen für eine zu- 
kunftsfähige Energiepolitik. 
Diese Ziele werden über ei- 
nen in sich schlüssigen 

marktwirtschaftlichen Ord- 
nungsrahmen erreicht, der 
der Wirtschaft Spielraum für 
effiziente Lösungen lässt. 
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Mitgliederentwicklung 

Erneuter Mitgliederzuwachs im März 

CDU nimmt Kurs auf 600.000 Mitglieder 
seit Mitte letzten Jahres 
'äuft unsere gemeinsame 

Mitglieder-Werbeaktion 
auf vollen Touren. Und - 
s>e zeigt Erfolg! 

Im März 2004 konnte die 
CDU im Saldo einen Zuwachs 
v°n 1.067 Mitgliedern auf 
jetzt 587.338 erzielen. Das ist 
der höchste Anstieg in einem 
Monat seit vier Jahren! Be- 
rits im Februar 2004 haben 
w'r uns über einen positiven 
Saldo von 137 Mitgliedern 

'reuen können. Diese Ergeb- 
nisse zeigen, dass wir attrak- 
"V sind und dass der Trend ei- 
ner rückläufigen Bindung zu 
parteien kein Naturgesetz ist. 

Diese Zahlen sind umso 
erfreulicher, da die SPD auch 
im ersten Quartal dieses Jah- 
res bereits wieder mehr als 
20.000 Mitglieder verloren 
hat. Dies bringt uns dem Ziel 
näher, die SPD bundesweit 
bei der Anzahl der Mitglie- 
der zu überholen. Gemein- 
sam können wir es schaffen! 
In den vergangenen drei Mo- 
naten sind über 10.000 neue 
Mitglieder zur CDU gekom- 
men. Diesen Trend gilt es, in 
den kommenden Monaten 
fortzusetzen und zu stei- 
gern. 

Dazu der CDU-Bundesge- 
schäftsführer Johannes von 

Thadden an alle, die zu die- 
sem Erfolg beitragen: „Ich 
möchte Ihnen ganz beson- 

ders herzlich für Ihr Engage- 
ment und Ihren Einsatz dan- 
ken. Dieser Dank gebührt al- 
len Beteiligten, vor allem in 
den Kreis- und Ortsverbän- 
den, die so tatkräftig der 
Kampagne zum Erfolg ver- 
helfen. Diesen positiven 
Trend bei der Mitgliederent- 
wicklung gilt es nun zu verfe- 
stigen, um unser gemeinsa- 
mes Ziel zu erreichen, die 
600.000-Marke „zu kna- 
cken". Deshalb bitte ich Sie 
alle, die Mitgliederkampa- 
gne engagiert fortzusetzen." 

Bestand Landesverbände März 2004: 

Landesverband Bestand 31. März 2004 Veränderungen ggü Vormonat 

Baden-Württemberg 79.451 + 105 

Berlin 13.034 + 43 

Brandenburg 7.301 -30 

Bremen 3.533 -4 

Hamburg 10.517 + 76 

Hessen 52.254 -145 

Mecklenburg-Vorpommern 6.998 + 44 

Niedersachsen 81.360 -156 
NRW 185.429 + 792 

Rheinland-Pfalz 56.324 + 189 

Saarland 22.152 + 25 

Sachsen 15.421 + 39 

Sachsen-Anhalt 9.579 + 46 

Schleswig-Holstein 30.432 -47 

Thüringen 13.428 + 91 CDU U12/04 2 
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Aus den Ländern 

Rheinland-Pfalz braucht Sonderpro- 
gramm „Schule, Bildung, Hochschule" 

Den rheinland-pfälzischen 
Hochschulen geht die Luft 
aus. Der Landes- und Frak- 
tionsvorsitzende der CDU 
Rheinland-Pfalz, Christoph 
Bohr, fordert daher die 
rheinland-pfälzische Lan- 
desregierung dazu auf, ein 
Sonderprogramm „Schule, 
Bildung, Hochschule" auf- 
zulegen. 

Bohr fordert eine Abkehr 
von der herrschenden 'Poli- 
tik der Halbherzigkeiten'. 
„Wir verspielen die Zukunfts- 
chancen kommender Ge- 
nerationen, wenn die Poli- 
tik wachsweiche Beschlüsse 
fasst und Entscheidungen, 
die jetzt umgesetzt werden 
müssten, in ferne Zukunft 
verschiebt", so Bohr. „Zu- 
kunftsinvestitionen müssen 
jetzt getätigt werden. Sonst 
verlieren wir dauerhaft den 
Anschluss." 

Wir müssen die Grund- 
schule neu denken. Mit Blick 
auf das Erlernen der Grund- 
fertigkeiten kommt ihr eine 
zentrale Bedeutung zu. Dass 
an einer Einschulung mit fünf 
Jahren kein Weg vorbei 
führen wird, hat selbst die 
Landesregierung erkannt. 
„Wir müssen aber generell 
mit fünf Jahren einschulen", 
fordert Bohr. Er schlägt vor, 

Christoph Bohr 

im Verlauf einer flexiblen 
Eingangsstufe gemischte 
Lerngruppen zu bilden, in de- 
nen die Schüler das erste und 
zweite Schuljahr je nach indi- 
viduellem Leistungsstand in 
einem Zeitraum von ein bis 
drei Jahren durchlaufen. Erst 
dann erfolgt der Übergang in 
den Klassenverband. „Es ist 
für uns selbstverständlich, 
dass mit der Einführung der 
flexiblen Eingangsstufe die 
Klassenstärke überprüft und 
der Einsatz von zusätzlichem 
Fachpersonal ermöglicht 
werden muss. Durch eine Bil- 
dungs- und Förderplanung 
für jedes Kind bis zum 12. Le- 
bensjahr können wir ferner, 
gemeinsam mit den Eltern, 
eine alters- und kindgerechte 
Förderung erreichen." Mit 
der Umsetzung müsse jetzt 
begonnen werden. 

Mit ihrer eigenartigen Re- 
gelung - Abitur nach 12 1/2 
Jahren - sitzt die Landesre- 

gierung zwischen allen Stüh- 
len. Die rheinland-pfälzische 

Praxis hat sich als untaug- 
lich herausgestellt. „Nach- 
dem sich fast alle Bundes- 
länder dafür entschieden ha- 
ben: Auch in Rheinland-Pfalz 

muss das Abitur nach 12 Jah- 
ren eingeführt werden", for- 
dert Christoph Bohr. 

Bohr fordert, noch für 
2004 eine Bereitstellung von 
10 Prozent der von der FDP 
geforderten Summe von 100 
Millionen Euro für die Hoch- 
schulen des Landes. Ge- 
schlossene Bibliotheken, ab- 
gestellte Heizungen sind in 
Rheinland-Pfalz inzwischen 
Normalität. Bohr begrüßt 

den Vorstoß der FDP im 
Land und sagt ihnen bei der 
Umsetzung ihres Beschlus- 

ses volle Unterstützung zu- 
Der CDU-Landesvorsitzende 

wies darauf hin, das Rhein- 
land-Pfalz bei den Ausgaben 

für Wissenschaft und For- 
schung zusammen mit Bran- 
denburg die rote Laterne 
trägt. Im Vergleich zu Rhein- 
land-Pfalz investiert das 
Saarland mit 456 Euro je Ein' 
wohner mehr als das Dop' 
pelte in seine Hochschulen- 
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Sterbehilfe 

EAK 

Ethischer Dammbruch befürchtet 
Ausgerechnet in der Kar- 
Woche 2004 haben die Bun- 
destagsabgeordneten von 
SPD, Grünen und FDP die 
'•egalisierung der aktiven 
Sterbehilfe gefordert. 

Dies wäre ein ethischer 
Dammbruch. Demgegen- 
über muss klar und deutlich 
gesagt werden, dass auf der 
Basis des christlichen Men- 
schenbildes Euthanasie in 
feinem Fall eine Antwort auf 
d'e Probleme am Ende des 
Lebens sein darf. Während 

Christen in aller Welt sich zu 
Astern erneut in der Gewiss- 
heit stärken lassen, dass un- 
Ser Leben und Sterben allein 
ln Gottes Hand liegt, propa- 
8'eren einige Politiker unse- 
res Landes wie Rolf Stöcker 
PPD) den Irrglauben unbe- 
Schränkter Selbstbestim- 
mung bzw. Selbstverfügung 
und bedienen ein völlig ver- 
ehrtes Verständnis von der 

Der Bundesvorsitzende des Evangelischen 
Arbeitskreises, Thomas Rachel 

Würde des leidenden Men- 
schen. 

Die Würde des Sterbens- 
kranken wird nicht dadurch 
sichergestellt, dass ihm 
durch eine Gesetzesände- 
rung die vollständige Verfü- 
gungsmacht über sein Le- 
bensende eingeräumt wird. 
Die Beispiele der Niederlan- 
de und Belgiens belegen 
vielmehr, wie durch die Frei- 
gabe der aktiven Sterbehilfe 
dem Missbrauch gerade an 

nicht einwilligungsfähigen 
Patienten faktisch Tür und 

Tor geöffnet worden sind. 
Euthanasie, in welcher 

Form auch immer, wider- 
spricht nicht nur dem ärztli- 
chen Ethos und einer Kultur 
der liebenden Pflege, Hilfe 
und Fürsorge, sondern geht 
auch an den tatsächlichen 
Bedürfnissen der betroffe- 
nen Menschen vorbei. Statt 
sich für das leibliche und 
seelische Wohl schwerst- 
kranker und sterbender Men- 
schen mit allen Mitteln der 
modernen Palliativmedizin 

und Seelsorge einzusetzen, 
befürworten Teile von SPD, 
Grünen und FDP den juri- 
stisch geregelten Tod als Lö- 
sung. Der EAK wird sich im 
Gegensatz dazu zusammen 
mit den Kirchen unbeirrt für 
eine Kultur des Lebens und 
der liebevollen Fürsorge bis 
zum Lebensende einsetzen. 

BERLINER GESPRÄCHE ZUM TABUTHEMA TOD 

-Sterben in der Hoch- 
g'anzgesellschaft" - so 
lautet das nächste Thema 
ln der Diskussionsreihe 
Berliner Gespräche. 

Jörg-Dietrich Hoppe, 
Pr"äsident der Bundesärzte- 

kammer, und Wilfried Här- 
'e, Professor für Evangeli- 

sche Theologie an der Uni- 
versität Heidelberg disku- 
tieren parallel zur „Woche 
für das Leben" über das Ta- 
buthema Tod. 

Warum blendet unsere 
Gesellschaft dieses Thema 
aus? Welche Positionen 
gibt es zur Sterbehilfe? Wel- 

che Rolle spielt die Hospiz- 
bewegung? Diese und an- 
dere Fragen werden am 
Montag, den 26. April um 
19 Uhr im Konrad-Adenau- 
er-Haus diskutiert. Anmel- 
dungen bitte an die CDU- 
Bundesgeschäftsstelle, 
030/22070-416. 
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Politische Meinung 

Friedensprojekt Europa 
Europa als großes Friedens- 
projekt steht im Zentrum 
der Aprilausgabe der Politi- 
schen Meinung. Dabei wer- 
den die bevorstehenden 
Schritte in Richtung Erwei- 
terung, Verfassung und 
Wahl zum Europäischen 
Parlament ebenso umris- 
sen wie die Aspekte der Si- 
cherheit, des Hegemonie- 
strebens, der Identität und 
des Rückhaltes in der deut- 
schen Bevölkerung. 

Die Autoren sind Chris- 
toph-E. Palmer, Hans-Gert 
Pöttering, Johannes Tho- 
mas, Wolfgang Bergsdorf, 
Marianne Kneuer, Chris- 
toph Heusgen, Frank Ron- 
ge, Siebo M. H. Janssen, 
Roland Freudenstein/Viola 
Neu und Manfred Funke. 

Darüber hinaus würdigt 
die Politische Meinung die 
Bedeutung Roman Herzogs 
anlässlich seines 70. Ge- 
burtstages (Beitrag von An- 
gela Merkel). Eine Gratulati- 
on zu Walter Kempowskis 
75. Geburtstag skizziert sei- 
nen Lebensweg und seinen 
literarischen Werdegang. 

Eine eigene Rubrik be- 
schäftigt sich im April mit 
der Debatte zur schwarz- 
grünen Zusammenarbeit 
(Michael Jung, Hubert Klei- 
nert). 

Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 

Die „Perspektiven" neh- 
men in der April-Ausgabe 
die Familienpolitik der Eu- 

ropäischen Union in den 
Blick (Christine Henry-Huth- 
macher) sowie den Ver- 
fassungsstaat in seiner frie- 
denspolitischen Rolle (Josef 

Isensee). 

Die Politische Meinung 
kostet als Einzelheft 6,- €• 
Schüler und Studenten erhal' 
ten einen Sonderrabatt. Be- 
stellungen über den Verlag 
A. Fromm (Postfach 1948, 
49009 Osnabrück), die Re- 
daktion (Fax: 02241-246-610, 

e-mail: cornelia.wurm@kas. de) 
oder durch den Buchhandel. 

Weitere Informationen 

zur Politischen Meinung er- 
halten Sie unter: www.poli- 
tische-meinung.de. 

.BÜRGERMEISTER AM KATZENTISCH?" 

Zukunft der Kommunal- 
politik in Europa 

Eine neue Dimension 
kommunaler Zusammenar- 
beit wird ab dem 1. Mai 
2004 für die Verantwortli- 
chen in Städten, Gemein- 
den und Kreisen Wirklich- 
keit. Die Vergrößerung der 
Europäischen Union um 
zehn neue Mitglieder ver- 
ändert nicht nur das Leben 
in grenznahen Kommunen, 
sondern wird vielfältige 
Auswirkungen auf die Ent- 
wicklung Deutschlands als 
Lebens- und Arbeitsraum 
haben. Dies birgt für die 
Akteure vor Ort sowohl 
Chancen als auch Risiken. 

Für kommunale Mandats- 
träger heißt das Gebot der 
Stunde: grenzenlos zusam- 
men arbeiten. 

In der neuen KAS-Publi- 
kation „Europäische Inte- 
gration: Kommunales Leit- 
thema der Zukunft" (Heft 
28 der Reihe „Materialien 

für die Arbeit vor Ort, ISBN 
3-937731-02-4) liefern er- 
fahrene Praktiker und Ex- 
perten Aspekte zu Groß- 
stadt-Strategien sowie Im- 
pulse für Kreis und Region. 
Geboten wird auch ein 
Blick hinter die Kulissen 
der aktuellen Diskussion 
über kommunale Selbst- 
verwaltung im „Europa der 

25". 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Privilegierte Partner- 
schaft wird populärer 

Erklärung zur Neujustie- 
rung der französischen 
Türkeipolitik: 

Die Idee einer privilegier- 
ten Partnerschaft zwischen 
der Türkei und der Europä- 
lschen Union gewinnt an Po- 

pularität. Die Stimmen in Eu- 
r°Pa, die eine Vollmitglied- 
Schaft der Türkei in der Eu- 
r°Päischen Union für falsch 
nalten, werden lauter. Kürz- 
llch hat der Vorsitzende un- 
trer französischen Partner- 
Partei UMP vor einer Voll- 
rn'tgliedschaft der Türkei ge- 
tarnt und sich stattdessen 
für eine privilegierte Part- 
nerschaft zwischen der EU 
und der Türkei ausgespro- 
Cnen. Damit greift die Regie- 
rungspartei Frankreichs den 
Erschlag auf, den Angela 
Merkel während ihres Tür- 

keibesuchs   der   türkischen 
teats- und Regierungsspit- 

26 unterbreitet hat. 
Verdeutschen Regierung 

So|lten die neuen Überle- 
gungen   Frankreichs  Anlass 
ein, die eigene Position zu 

Verdenken. Die traditionel- 
e Freundschaft zwischen 
Deutschland und der Türkei 
Qarf nicht unter Leugnung 
j*er realen Probleme in einen 
b|'nden Beitrittsautomatis- 
^us münden. Die Europä- 
ISche Union hat mit der Er- 

weiterung um 10 Staaten 
zum 1.5.2004 eine große 
Aufgabe zu bewältigen. Alle 
verantwortlichen Kräfte in 
Europa sollten die EU vor ei- 
ner Überdehnung schützen. 

Peter Hintze ist der eu- 

ropapolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

Neue Länder brau- 
chen Doppelstrategie 

Erklärung zur Forschungs- 
förderung Ost: 

Um jährlich 30 Prozent 
ist seit 1996 der Umsatz bei 
den ostdeutschen Firmen 
gewachsen, die forschungs- 
und entwicklungsintensive 
Waren produzieren. Dieser 
Trend zeigt, wie die Neuen 
Bundesländer vorankom- 
men können. Das Potential 
ist groß, kommen aktuell 
doch nur 4,5 Prozent des 
gesamtdeutschen Exports 
an      forschungsintensiven 

Waren aus dem Osten. 
Bei der Förderung von 

Forschung und Innovation in 
den Neuen Bundesländern 
gilt es in Zukunft zweigleisig 
vorzugehen: 

1. Als Motor eines wirt- 
schaftlichen Aufschwungs 
sind die vorhandenen Wachs- 
tumspole zu stärken. Sie sind 

noch lange nicht selbst- 
tragend. Es besteht die Ge- 
fahr, dass die vorhande- 
nen Cluster empfindlich ge- 
schwächt werden, weil ein- 
zelne Partner ausfallen - 
entweder weil Unternehmen 
scheitern oder weil Wissen- 
schaftler aus der Region ab- 
wandern. 

2. Auch außerhalb der 
großen Cluster müssen inno- 
vative Ansätze gefördert 
werden, um auf längere 
Sicht zusätzliche Wachs- 
tumspole zu erschließen. 

Die Forschungsinfra- 

struktur ist weitei zu stär- 
ken. Der DFG sollte wieder 
ermöglicht werden, in be- 
sonders innovativen Berei- 
chen Innovationskollegs zu 
errichten, wie dies erfolg- 
reich schon einmal 1994 bis 
2001 der Fall war. Sie kön- 
nen die Basis für die Einrich- 
tung von Forschungszentren 
der DFG auch in den Neuen 
Bundesländern sein. 

Auch die bisher von der 
Regierung abgelehnte An- 
siedlung von Großgeräten 
gehört erneut auf den Prüf- 
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stand. Beispiel ist etwa die 
Europäische Spallations-Neu- 
tronenquelle (ESS) am Stand- 
ort Halle/Leipzig. 

Eines der größten Hemm- 
nisse für technologieorien- 
tierte Unternehmen ist die 
Gründungs- und Wachstums- 
finanzierung. Zur Wiederbe- 
lebung des Venture Capital- 
Marktes brauchen gerade 
die Neuen Länder günstige 
Bedingungen im Hinblick 
auf Transparenz, Klarheit 
und steuerliche Belastun- 
gen. Das heißt z.B. eine öf- 
fentlich geförderte Frühpha- 
sen-Finanzierung von Hoch- 
schul-Spin-Offs und Aus- 
gründungen über spezielle 
Seed-Finanzierungsfonds und 
Businessplanwettbewerbe. 
Die Kapitalgeber brauchen 
endlich Klarheit über die Be- 
steuerung. Es müssen die 
Besteuerung des erhöhten 
Gewinn-Anteils von Fonds- 
Initiatoren (Carried Interests) 
geregelt und steuerliche Er- 
leichterungen für Stock-Op- 
tions geschaffen werden. 

Zugleich müssen Koope- 
rationen zwischen Unterneh- 
men und Forschungseinrich- 
tungen in anderen technolo- 
gischen Bereichen und Regio- 
nen mit der Projektförderung 
unterstützt werden. Die Stra- 
tegie der Netzwerkbildung 
ist nach wie vor richtig, da die 
Unternehmen in den Neuen 
Ländern in der Mehrzahl zu 
klein für eigenständige For- 

schungstätigkei- 
ten sind. Ein Feh- 
ler bestehender 
Programme ist, 
sehr stark auf 
Kooperationen 
innerhalb der 
Neuen Länder zu 
Setzen: NetZ-        Katherina Reic 

werke sollen in- 
nerhalb Deutschlands, vor al- 
lem auch mit Partnern in den 
alten Bundesländern, entste- 
hen und zunehmend auch 
grenzüberschreitend ausge- 
weitet werden. Mit Blick auf 
die EU-Erweiterung sind z.B. 
Kooperationen mit Polen und 
Tschechien denkbar. 

Erfolgreiche Programme 
für die Wirtschaft, gerade 
den Mittelstand, wie INNO- 
WATT und PRO INNO, das 
vorzeitig im vergangenen 
Jahr geschlossen wurde, müs- 
sen in Zukunft mit ausrei- 
chend Finanzmitteln ausge- 
stattet werden. Im Interesse 
des Mittelstandes, der gera- 
de in den Neuen Bundeslän- 
dern, die Forschungsleistung 
der Wirtschaft trägt, sind die 
Programme zu straffen. We- 
nige große Programme mit 
mehr Effizienz statt immer 

neuer Miniprogramme heißt 
die Devise. 

Aus Qualitätsgesichts- 
punkten sollte die For- 
schungsförderung verstärkt 
auf Projektbasis erfolgen 
und im Wettbewerb um die 
besten   Konzepte  vergeben 

! Michael Kretschmer 

werden. Derzeit konterka- 
riert die Bundesregierung 
hingegen diesen Weg: Die 
außeruniversitären, öffent- 
lich geförderten Forschungs- 
einrichtungen erhalten seit 
Jahresanfang fast keine Pro- 
jektfördermittel mehr. So 
wird das Gerede vom Wett- 
bewerb der Besten zur Farce. 

Katherina Reiche ist die 
forschungs- und bildungspo- 
litische Fraktionssprecherin. 

Michael Kretschmer ist der 
Berichterstatter der Fraktion 
für Forschungsfragen in den 

Neuen Bundesländern. 

Unternehmen sind 
nicht die Schulen der 

Nation 

Erklärung zur Forderung 
führender Sozialdemokra- 

ten die Einführung einer 
Ausbildungsplatzabgabe zu 

forcieren: 
Wie jedes Jahr im Früh- 

ling klafft eine Lücke zwi- 
schen Nachfrage und Ange' 

bot freier Lehrstellen. M'1 

der von der Koalition gegen 
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a"e Kritik von Sachverständi- 

gen durchgepeitschten „Lehr- 
lingssteuer" kann diese Lü- 
cke nicht beseitigt werden. 
Diese Abgabe ist ein Lehr- 
stück sozialistischer Pla- 
nungsphantasien, verschiebt 
einseitig die Verantwortung 
auf die Schultern der ausbil- 

denden Betriebe und ver- 
bellt den Blick auf die Wirk- 
lichkeit. 

Die Zahl der Schulab- 
brecher und Schulversager 
steigt. Es sind mittlerweile 
jedes Jahr fast 100.000 junge 
Menschen. Das sind knapp 
*Q Prozent eines Jahrgangs, 
^iele Schulen stehen hilflos 
vor dem Problem massen- 
naften „Schwänzens". Aber 
aiJch diejenigen Schülerin- 
nen und Schüler, die einen 
Abschluss erreichen, offen- 
eren dramatische Bil- 
dungsmängel. Elementare 
Grundfertigkeiten: Lesen, 
"echnen und Schreiben wer- 
ben nicht hinreichend be- 
herrscht. Hinzu kommen 
Defizite im Sozialverhalten, 
die ihren Grund oft in Erzie- 
nungsversäumnissen haben, 
^endliche mit Migrations- 
nir,tergrund und solche 
deutscher Abstammung sind 
g'eichermaßen betroffen. Es 
lst kontraproduktiv, Betrie- 
be durch eine Sondersteuer 
*ü zwingen, noch nicht aus- 
''dungsfähige junge Men- 

gen einzustellen und da- 
für auch noch im Schnitt zu 

Maria Böhmer 

hohe Ausbildungsvergü- 

tungen zahlen zu müssen: 
Zwischen 1976 und 2003 
gab es hier eine Steigerung 
um über 200%, während 
Löhne und Gehälter im glei- 
chen Zeitraum nur um 

156% stiegen. 
Wenn die Kosten der Ar- 

beit, auch der von Auszubil- 
denden, mit Blick auf ihre 
Fähigkeiten und Kenntnisse 
zu hoch sind, müssen sie - 
gerade im Interesse der Aus- 
zubildenden - gesenkt wer- 
den können. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion schlägt 

eine gesetzliche Neurege- 
lung vor, die es erlaubt, die 
Ausbildungsvergütung durch 

Vertrag zwischen ausbilden- 
dem Unternehmen und Aus- 

zubildendem bis zu einem 
Drittel unter dem Bran- 
chenüblichen festzusetzen. 
Wer die Instrumente noch 
nicht beherrscht, die ihn be- 
fähigen, erfolgreich einen 
Beruf zu erlernen und aus- 
zuüben,   von   dem   müssen 

weitere Anstrengungen, 
muss ein Weiterlernen ein- 
gefordert werden. Dies ist al- 
lemal besser, als junge Men- 
schen in eine Karriere als So- 
zialtransferbezieher zu ent- 
lassen, bevor sie jemals ir- 
gendwo eingestellt waren. 
Was wir dringend brauchen, 
ist eine Verzahnung von 
Schule und Berufsausbil- 
dung schon im letzten Jahr 
des Schulbesuchs, vorzugs- 
weise der Hauptschule. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat einen Ge- 
setzentwurf zur Neurege- 
lung der beruflichen Bildung 
in den Deutschen Bundes- 
tag eingebracht, der Anfang 
Mai beraten wird. Ziel ist 
eine radikale Vereinfachung 
und Modernisierung des 
Berufsbildungsrechts. Da- 
mit leisten wir einen effek- 
tiven Beitrag zur Bekämp- 
fung von Jungendarbeitslo- 
sigkeit und Lehrstellenman- 

gel in Deutschland. 
Die Bundesregierung bleibt 

weiter in der Pflicht: Alle An- 
strengungen werden des- 
halb fruchtlos bleiben, wenn 
die Bundesregierung nicht 
die Weichen hin zu einer un- 
ternehmensfreundlichen 
und beschäftigungsfördern- 

den Wirtschafts- und Steuer- 
politik stellt. 

Maria Böhmer ist die 
stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein Glücksrad 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 

Bereich Produktion und Distribution 

Klingelhöferstraße 8 

10785 Berlin 

Fax 030 22070-389 

Absender/KV-Nr. 

Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift 

(falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Telefon 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dad urch die Bearbeitung 

Anzahl Artikelbezeichnung Einzelpreis Gesamtpreis 

Glücksrad 
mit neuem Nylonkunststofflager, verschleißfrei 
inkl. 30,68 € Versandkosten für Spedition 

265,68 € 
(308,19 €) 

Auf Wunsch andere Farbausstattung 

der beiden Farbfelder (ähnlich HKS oder 
Pantone) möglich 

Mehrkosten Preis je Expl.: 35,00 € 

Glücksrad-Sonderanfertigung 
- individuell gestaltetes Rad bis zu einem 

4-Farbdruck 
- Digitaldruck nach Ihren gestellten Daten 

Preis je Expl. 420,68 € (487,99 € inkl. MwSt.) 
inklusive Verpackung und Versand 

Datum, Unterschrift 

Preise in den Klammern sind inkl. 16% MwSt. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein Canvassing-Stand Fax 030 22070-389 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
dreien Produktion und Distribution 
Kl'ngelhöferstraße 8 
1Q785 Berlin 

Absender/KV-Nr. 

Rechnungsanschrift 
Lieferanschrift 
(falls nicht identisch) 

c°U-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

Straße 

Telefon 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung 

Anzahl Artikelbezeichnung Einzelpreis Gesamtpreis 

Canvassing-Stand 125,30 € 
Aus witterungsbeständigem Kunststoff, weiß (145,35 €) 

- Bestehend aus Vorderfront und 2 Seitenteilen - faltbar 
- Thekenplatte mit 2 Bohrlöchern, wahlweise für Aufsatz- 

Panel oder CDU-Sonnenschirm 
- 2 Einlegeböden mit je 2 Bohrlöchern 

Außenmaße: Breite 0,79 cm x Höhe 0,90 cm x Tiefe 0,49 cm 

.  - Frontmaße geeignet für Din-Al-Plakate 

Aufsatz-Panel 36,80 € 

Panel aus Kunststoff und 6-teilige Haltestangen (42,69 €) 

Tragetasche 45,50 € 

Aus schwarzem Nylon, passend für den kompletten Stand (52,78 €) 

^_ inkl. Aufsatz 

Aufsatz-Panel bedruckt 16,30 € 

Aufsatz-Panel bedruckt mit dem aktuellen (18,91 €) 

^^ CDU-Logo (ohne 6-teilige Haltestangen) 

r Handling und Lagerung zzgl. 5,11 € pro Bestellung 
°rmalversand (innerhalb einer Woche) zzgl. ca. 7,67 € 
Versand (über Nacht) zzgl. ca. 15,34 € 

reise in den Klammern sind inkl. 16% MwSt. 

Datum, Unterschrift 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Leporello „Erstwähler" 

Bestell-Nummer: 2143 
Preis je 100 Stück: 

inkl. MwSt.: 11,50 € 

Canvassing-Stand 

Bestellformular Seite 19 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


